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Meinen Eltern 





Vorwort 

Die Sicherheit von Produkten, die in der modernen Industriegesellschaft in un-
überblickbarer Vielfalt und in riesigen Stückzahlen gefertigt und in Verkehr ge-
bracht werden, ist eines der größten Probleme einer modernen Industriegesell-
schaft. Sie soll gewährleistet werden durch Vorschriften über die Herstellung der 
Produkte, durch die Aufstellung von Sicherheitsstandards, denen die Produkte 
zu genügen haben, und durch Zulassungsverfahren für die Vermarktung der Pro-
dukte. Ergänzt werden diese präventiven Schutzmaßnahmen durch das Produkt-
sicherheitsgesetz (seit 1997) sowie durch das verschuldensabhängige Produkthaf-
tungsrecht nach §§ 823ff. BGB und das verschuldensunabhängige nach dem Pro-
dukthaftungsgesetz. Diese Haftungsvorschriften wirken einerseits ebenfalls prä-
ventiv, indem ihre Sanktion des Schadensersatzes Anreize zur Vermeidung von 
Rechtsgutverletzungen gibt, andererseits wirken sie kompensatorisch, indem sie 
den Geschädigten einen Ersatzanspruch einräumen, wenn der Schaden dennoch 
eingetreten ist. 

Trotz dieser präventiv wirkenden verwaltungs- und zivilrechtlichen Regelun-
gen gelangt aber immer noch eine Vielzahl von übermäßig gefährlichen Produk-
ten auf den Markt und in die Hände der Endabnehmer und gefährdet diese und 
Dritte. Eine sinnvolle Produktsicherheitspolitik muß deshalb Schutzmaßnahmen 
auch für die Zeit nach dem Inverkehrbringen vorsehen. Auch hier ist an verwal-
tungsrechtliche und zivilrechtliche Vorschriften zu denken. Zu dem verwaltungs-
rechtlichen Instrumentarium gehören Verkaufsverbote, Rücknahmen von 
Marktzulassungen, Benutzungsverbote, Beschlagnahmen und die Anordnung 
von Rückrufen. Zivilrechtlich kommen Produktbeobachtungspflichten, Warn-
pflichten und Rückrufpflichten in Betracht. 

Die vorliegende Arbeit wird untersuchen, ob solche Pflichten bestehen, wie sie 
im Einzelfall konkretisiert werden können und ob den Pflichten durchsetzbare 
Ansprüche der Betroffenen auf ihre Erfüllung gegenüberstehen. Sie wird sich da-
bei auf die Untersuchung der Problematik nach dem Zivilrecht beschränken. Öf-
fentlich-rechtliche Regelungen der „Nachmarktkontrolle" und strafrechtliche 
Sanktionen wegen der Unterlassung gebotener Rückrufe werden zwar berück-
sichtigt, doch nur soweit sie für die zivilrechtliche Beurteilung Bedeutung haben. 
Es wird darum gehen herauszuarbeiten, ob das geltende Vertragsrecht, das ver-
schuldensabhängige (§§823ff. BGB) wie das verschuldensunabhängige Produkt-
haftungsrecht (PHG) oder das Wettbewerbsrecht (UWG) dem Hersteller, Im-
porteur oder Händler eines Produktes Pflichten auferlegen, die von diesen Pro-
dukten ausgehenden Gefahren auch nach dem Inverkehrbringen abzuwenden, 
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und ob mit diesen Pflichten, soweit sie bestehen sollten, Ansprüche der Betroffe-
nen auf ihre Erfüllung korrespondieren. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1995/96 von der Juristischen Fakultät der 
Ludwig-Maximilians-Universität München als Habilitationsschrift angenom-
men. Sie ist im wesentlichen auf dem Stand von Ende 1995, doch konnten das In-
krafttreten des Produktssicherheitsgesetzes Mitte 1997 und ein Teil der neueren 
Literatur noch berücksichtigt werden. Größten Dank schulde ich Herrn Prof. Dr. 
Dr. h.c. muh. Gerhard Schricker für den Vorschlag des reizvollen Themas, die 
Möglichkeit der Fertigstellung der Arbeit neben meiner Tätigkeit als Referent am 
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Patent-, Urheber- und 
Wettbewerbsrecht in München, wertvolle Anregungen und seine Betreuung. 
Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang Fikentscher danke ich ebenfalls für viele wei-
terführende Hinweise und die ungewöhnlich zügige Erstellung des Zweitgutach-
tens. Ein herzliches „Danke schön" geht schließlich an Frau Rechtsreferendarin 
Martina Blasi und Herrn Rechtsreferendar Tossilo Hahn, die mir bei der Durch-
sicht der Druckfahnen und der Erstellung des Sachverzeichnisses behilflich wa-
ren. Noch verbleibende Fehler liegen jedoch allein in meiner Verantwortung. 

München, im Dezember 1998 Theo Bodewig 
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Erster Teil 

Einleitung 

1. Kapitel 

Das Problem 

Die Sicherheit von Produkten, die in der modernen Industriegesellschaft in un-
überblickbarer Vielfalt und in riesigen Stückzahlen gefertigt und in Verkehr ge-
bracht werden, ist eines der wichtigsten Anliegen der allgemeinen Sicherheit und 
des Verbraucherschutzes. Produktsicherheit1 soll gewährleistet werden durch 
Vorschriften für die Herstellung der Produkte (z .B. Hygiene-Vorschriften bei 
Lebensmitteln), durch die Aufstellung von Sicherheitsstandards, denen die Pro-
dukte zu genügen haben (z .B. Grenzwerte für giftige Inhaltsstoffe, D I N - N o r -
men) und durch Zulassungsverfahren für die Markteinführung der Produkte 
(z .B. bei Arzneimitteln). Diese Regelungen sollen sicherstellen, daß nur Produkte 
in den Verkehr gelangen, welche die Verbraucher und Benutzer nicht mehr ge-
fährden, als es den Umständen nach unvermeidbar ist. Ergänzt werden diese prä-
ventiven Schutzmaßnahmen durch das verschuldensabhängige Produkthaftungs-
recht nach §§823f f . B G B und das verschuldensunabhängige nach dem Produkt-
haftungsgesetz ( P H G ) . 2 Die Haftungsvorschriften wirken einerseits ebenfalls 
präventiv, indem ihre Sanktion des Schadensersatzes Anreize zur Vermeidung 
von Rechtsgutverletzungen gibt, andererseits wirken sie kompensatorisch, indem 
sie den Geschädigten einen Ersatzanspruch einräumen, wenn der Schaden den-
noch eingetreten ist. 

Trotz dieser präventiv wirkenden verwaltungs- und zivilrechtlichen Regelun-
gen gelangt eine Vielzahl von übermäßig gefährlichen Produkten auf den Markt 
und in die Hände der Endabnehmer und gefährdet diese und Dritte. Eine sinnvolle 
Produktsicherheitspolitik muß deshalb Schutzmaßnahmen auch für die Zeit nach 
dem Inverkehrbringen vorsehen. Auch hier ist an verwaltungsrechtliche und zi-

1 S. allgemein zum Problem der Produktsicherheit und ihrer Gewährleistung durch staatliche 
Maßnahmen Micklitz/Roethe/Weatherill (Hrsg.), Federalism and Responsibility. A Study of 
Product Safety Law and Practice, 1994; Stauder (Hrsg.), La sécurité des produits des consomma-
tion, 1992; Fallon/Maniet (Hrsg.), Sécurité des produits et mécanismes de contrôle dans la Com-
munauté européenne, 1990 und Joerges/Falke/Micklitz/Brüggemeier, Die Sicherheit von Kon-
sumgütern und die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft, 1988. 

2 Sowie der Haftungsvorschriften im Arzneimittelgesetz (AMG) und im Gentechnikgesetz. 
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vilrechtliche Vorschriften zu denken.3 Zu dem verwaltungsrechtlichen Instru-
mentarium gehören Verkaufsverbote, Rücknahmen von Marktzulassungen, Be-
nutzungsverbote, Beschlagnahmen und auch die Anordnung (und Durchfüh-
rung) von Rückrufen, um das Produkt aus dem Verkehr zu ziehen. Zivilrechtlich 
gehören hierhin Produktbeobachtungspflichten, Warnpflichten und Rückruf-
pflichten. Die zivilrechtlichen Möglichkeiten einer „Nachmarktkontrolle" haben 
- soweit sie von der Rechtsordnung überhaupt zur Verfügung gestellt werden -
wiederum eine präventive Seite, indem sie zu Gefahrabwendungsmaßnahmen 
verpflichten und die Verletzung dieser Pflicht im Schadensfall mit der Zahlung 
von Schadensersatz sanktionieren, und eine kompensatorische, weil beim Fehl-
schlagen der Prävention Ausgleich zu leisten ist. Die Präventionswirkung wird 
verstärkt, wenn ein Erfüllungsanspruch hinsichtlich der Gefahrabwendungs-
pflichten bestehen sollte. Rückrufe von gefährlichen Produkten sind somit inte-
graler Bestandteil einer umfassenden staatlichen Produktsicherheitspolitik, unab-
hängig davon, ob sie verwaltungsrechtlich angeordnet sind, zivilrechtlich durch-
gesetzt werden können oder nur als autonome Reaktionen der Unternehmen auf 
Anreize zur Vermeidung rechtlicher und wirtschaftlicher Sanktionen erscheinen. 

Vor diesem Hintergrund ist zu sehen, daß Rückrufe gefährlicher Produkte 
durch ihre Hersteller, Importeure oder Händler mittlerweile eine übliche Er-
scheinung des Wirtschaftslebens sind. Eigentümer, Benutzer oder Verbraucher 
werden durch Pressemitteilungen, Zeitungsanzeigen oder direkte Anschreiben 
darüber informiert, daß ein bestimmtes Produkt einen Fehler aufweist, von dem 
Gefahren für Leben, Körper, Gesundheit oder Sachgüter der Angesprochenen 
oder Dritter ausgehen. Gleichzeitig wird vor der Benutzung oder dem Verzehr 
gewarnt; manchmal werden Hinweise auf Vorsichtsmaßnahmen gegeben, bei de-
ren Beachtung eine ungefährliche Benutzung gewährleistet sei, oder darauf, wie 
der Fehler beseitigt werden könne. Häufig wird auch der Besitzer aufgefordert, 
eine Werkstatt aufzusuchen und den Fehler dort auf Kosten des rückrufenden 
Unternehmens beseitigen zu lassen, oder es wird der kostenlose Austausch gegen 
ein einwandfreies Exemplar angeboten. Die Praxis der Rückrufe ist vielfältig wie 
die Welt der Produkte und die Gefahren, die von ihnen ausgehen können. Rück-
rufe können grundsätzlich bei allen Produktkategorien vorkommen, da überall 
die Möglichkeit besteht, daß die Fehlerhaftigkeit eines Produktes von den Ver-
antwortlichen erst nach dem Inverkehrbringen erkannt wird, daß eine ursprüng-
lich als gering eingeschätzte Gefahr sich als größer herausstellt als vorhergesehen, 
daß eine bekannte, bisher unvermeidbare Gefahr beherrschbar wird oder daß un-
ter dem Druck der öffentlichen Meinung zur Vermeidung von Rufschäden eine 
bisher aus der Sicht des Unternehmens für tolerabel gehaltene Gefahr beseitigt 
werden muß. 

Den größten publizistischen Aufmerksamkeitswert erreichen im allgemeinen 
die Rückrufe im Kraftfahrzeugbereich, nicht nur weil die dadurch zu beseitigen-

3 S. ausführlich zu Maßnahmen der Produktsicherheit bei in den Verkehr gelangten Produk-
ten in verschiedenen Ländern Micklitz (Hrsg.), Post Market Control of Consumer Goods, 1990. 
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den Gefahren in der Regel jedermann als Verkehrsteilnehmer bedrohen und meist 
nicht nur Sachschäden, sondern auch Körperschäden befürchten lassen, sondern 
auch weil das Auto im Wirtschafts-und Privatleben eine so bedeutende Rolle 
spielt. Tatsächlich sind heute Rückrufaktionen in diesem Sektor, zu dem nicht nur 
die Kraftfahrzeuge selbst, sondern auch Reifen und sonstiges Zubehör zu zählen 
sind, wenn nicht an der Tagesordnung, so doch relativ häufig. 

Die ersten Rückrufe von Kraftfahrzeugen sind in den U S A bereits aus den Jah-
ren 1903, 1916 und 1924 belegt.4 Von 1966 bis 1979 haben die Autohersteller in 
diesem Land Rückrufaktionen für über 83,7 Millionen Automobile wegen Si-
cherheitsmängeln vorgenommen. 5 In Deutschland gibt es keine veröffentlichten 
Rückrufstatistiken, doch werden in nahezu jeder Ausgabe der Club-Zeitschrift 
des A D A C neue Rückrufaktionen der Kraftfahrzeughersteller gemeldet.6 In ei-
ner internen Aufstellung des A D A C für das Jahr 1994 werden zehn bekannt ge-
wordene Rückrufaktionen aufgelistet;7 die rückrufauslösenden Defekte reichten 
von unbeabsichtigt auslösenden Airbags über Rißbildungen im Flankenbereich 
bei den Erstausrüstungsreifen bis zu möglichen Bränden bei Zusatzheizungen, 
die auf das ganze Fahrzeug übergreifen konnten. Insgesamt stellt der A D A C eine 
wachsende Bereitschaft der Hersteller zu Rückrufen fest.8 

Größere Aufmerksamkeit hat 1995 eine Rückrufaktion der Fa. Opel für ihr 
Modell Astra erlangt.9 Dabei ging es um mögliche Verpuffungen beim Betanken 
des Fahrzeugs, die auf eine mangelhafte Erdung zurückzuführen waren. Minde-
stens zwanzig Vorkommnisse dieser Art waren bekannt geworden, keiner hatte 
zu Personenschäden geführt. Spätestens Mitte 1994 war Opel von solchen Tank-
unfällen beim Astra unterrichtet; es waren allerdings auch Modelle anderer Her -
steller (Peugeot, Ford) betroffen. Die Ursache wurde zunächst bei den Tankstel-
len vermutet, was die Ursachenforschung im eigenen Bereich möglicherweise we-
niger dringlich erscheinen ließ. Erst als die Vorkommnisse in Fernsehsendungen 
aufgegriffen wurden und darin dem Unternehmen Hinhaltetaktik und leichtferti-
ges Inkaufnehmen von Todesfällen und schweren Verletzungen vorgeworfen 
wurde, reagierte Opel am 2 3 . 2 . 1 9 9 5 mit „der umfangreichsten Rückrufaktion al-
ler Zeiten in Europas Autoindustrie" 1 0 , die sich allerdings wegen der notwendi-

4 Levenson, Recalls: Tracing Them Back to the Turn of the Century, 113 Dun's Review 117 
(Jan. 1979). 

5 Note, 33 Stan. L. Rev. 301 (1981), S.302, Fn.3. 
6 S. etwa ADAC-Motorwelt, Heft 5/95, S.38: Rückruf von ca. 9 500 Limousinen des Ford 

Mondeo und einer unbekannten Zahl des Typs Nissan Primera. Heft 8/95, S.22: Rückruf von 
weltweit 12 952 Fahrzeugen der Marke Range Rover und ca. 3 000 der Typen Volvo 740, 940 und 
960. 

7 Eine ähnliche Aufstellung für das Jahr 1989 ist veröffentlicht bei Rettenbeck, S. 18f. Die Zeit-
schrift Auto-Bild veröffentlichte in ihrer Ausgabe vom 4.5.1992 eine auf den Angaben der Her-
steller (allerdings nicht aller) beruhende Ubersicht über Rückrufaktionen in den Jahren 1987 bis 
1992; insgesamt waren dies 88. 

8 Süddeutsche Zeitung v. 16.5. 1995, 23. 
9 S. ADAC-Motorwelt, Heft 4/95, 44ff.; Süddeutsche Zeitung vom 17.3. 1995, 30. 
10 Süddeutsche Zeitung v. 25./26.2. 1995, 34. 
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gen logistischen Vorbereitungen (Herstellung des Ersatzteils zur Abhilfe des 
Mangels, Belieferung der Vertragswerkstätten) noch verzögerte. Den Unmut , der 
sich in der Öffentlichkeit angestaut hatte, versuchte das Unternehmen durch zwei 
Anzeigenkampagnen zu dämpfen. In einer ersten ganzseitigen Anzeige1 1 recht-
fertigte man das eigene Verhalten und verwies unter anderem auf das geringe Risi-
ko bei 100 Millionen Betankungen von Astra-Fahrzeugen im Jahr 1994 und neun 
bekannten Vorfällen mit diesem Modell1 2 sowie auf das eigene Verantwortungs-
bewußtsein, „aufgrund einzelner, statistisch kaum zu erfassender Fälle nun den-
noch eine umfassende Rückruf-Akt ion" durchzuführen. Offensichtlich weil die 
Kritik in der Öffentlichkeit dadurch nicht wesentlich entschärft werden konnte, 
folgte zehn Tage später dann die zweite Anzeige, in der sich der Vorstandsvorsit-
zende im Namen des Unternehmens dafür entschuldigte, bei der Behandlung des 
Falles unnötig Zeit verloren und „in Einzelfällen auch - unwissentlich und ohne 
Abs icht -unr icht ige Auskünfte gegeben" zu haben.13 In der gleichen Ausgabe der 
Zeitung, in der die Anzeige erschien, wurde im redaktionellen Teil berichtet, daß 
man zwar keine größeren Auswirkungen bei den Verkäufen, wohl aber negative 
Folgen für das Image erwarte.14 Die Kosten wurden mit 90 Mio. D M für Europa 
angegeben; um etwa den gleichen Betrag fiel der Jahresüberschuß hinter den - vor 
dem Rückruf - erwarteten Betrag zurück.1 5 

Bemerkenswert ist, daß Opel zusammen mit dem Rückruf der Astra-Modelle 
einen zweiten für 300 000 Fahrzeuge mit Airbag durchführte, weil bei einem einzi-
gen bekannt gewordenen tödlichen Unfall das Sicherheitssystem wegen einer feh-
lerhaft verriegelten Kabel-Steckverbindung nicht ausgelöst worden war, und daß 
der Konkurrent Volkswagen, praktisch im Windschatten der Opel-Aktion, eben-
falls bestimmte Modelle zurückrief, ohne daß davon in der Öffentlichkeit viel N o -
tiz genommen wurde.1 6 Der ebenfalls von der Verpuffungsgefahr betroffene Ford 
Mondeo wurden ohne große publizistische Beteiligung später zurückgerufen.1 7 

Viel Pressewirbel1 8 verursachte kurz vor dem Opel-Rückruf auch die Entdek-
kung, daß der Pentium-Chip der Fa. Intel einen Fehler in seinem Rechenpro-
gramm aufwies, der sich jedoch nur bei hochkomplizierten Rechnungen auswir-
ken konnte, welche bei Privatpersonen praktisch nicht vorkommen. Dennoch 
sah sich auch hier das Unternehmen wegen der negativen Reaktionen der Öffent-
lichkeit zu einer Austauschaktion genötigt, obwohl Sicherheitsrisiken und damit 
Schadensersatzforderungen aufgrund Produkthaftung wegen des Fehlers des 
Chips kaum zu erwarten waren. 

11 S. Süddeutsche Zeitung v. 27.2. 1995, 9. 
12 Die elf anderen Vorfälle betrafen somit andere Fahrzeugmodelle. 
13 Süddeutsche Zeitung v. 8.3. 1995, 9. 
14 Süddeutsche Zeitung v. 8.3. 1995, 21. 
15 Süddeutsche Zeitung v. 27.6. 1995, 23. 
16 ADAC-Motorwelt, Nr. 4/95, 46. 
17 ADAC-Motorwelt, Nr. 5/95, 38. Davon, daß der Peugeot 205, bei dem auch Verpuffungen 

festgestellt worden waren, anscheinend nicht zurückgerufen wurde (ADAC-Motorwelt, 
Nr. 4/95, 44), nahm kaum jemand Notiz. 

18 S. New York Times v. 24.11. 1994, C l ; Süddeutsche Zeitung v. 15.12. 1994, S. II. 
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Weitere R ü c k r u f a k t i o n e n aus j ü n g e r e r Ze i t b e t r a f e n : 

- Sahne-Fruchtjoghurt „Ki r sch" der Fa. Zott, weil in mehreren Bechern Glassplitter ge-
funden worden waren. 1 9 

- Birnensaft der Fa. Alete, da geringste Spuren eines Pflanzenschutzmittels festgestellt 
worden waren.2 0 

- Fernsehgeräte der Fa. Blaupunkt, da ein Brand durch eine fehlerhafte Lötstelle nicht aus-
zuschließen war.21 

- Rückentragen für Kinder der Fa. Peg Perego, weil sich Tragegurte lösen und dadurch die 
Trage v o m Rücken rutschen konnte.2 2 

- Nähmaschinen der Fa. Quel le , wegen eines elektrischen Sicherheitsrisikos aufgrund ei-
nes Montagefehlers.2 3 

- Tauchmotorpumpen der Fa. Gardena, bei denen wegen eines möglichen Schadens am 
Anschlußkabel die elektrische Sicherheit u .U. nicht gewährleistet war.24 

- Entsafter der Fa. Moulinex, vorbeugende Sicherheitsmaßnahme zum Umtausch des 
Deckels und/oder Filters.2 5 

- Spiegel- und Möbelleuchten der Fa. Osram, weil wegen eines Materialfehlers das Kunst-
stoffgehäuse brechen und beim Entfernen der Lampenabdeckung stromführende Teile 
berührt werden konnten.2 6 

- Gaseinbau- und Gasstandherde der Marken Bosch, Siemens, Constructa und Nef f , weil 
durch einen möglichen Materialfehler bei einer zugelieferten Aluminiummutter die Ge-
fahr des Austritts von Gas bestand.2 7 

- Akku-Ladegeräte der Altlas C o p c o Elektrowerkzeuge G m b H , weil wegen einer fehler-
haften Diode Uberhitzungsgefahr bestand.2 8 

- Fernsehgeräte der Fa. Sony, weil ein mechanisches Problem an der rückseitigen Abdek-
kung bestand, wodurch Außenanschlüsse des Gerätes unter Spannung stehen konn-
ten.2 9 

D i e s e bere i t s u m f a n g r e i c h e L i s t e ließe s ich mi t B e i s p i e l e n a u s d e r L i t e r a t u r f a s t 

b e l i e b i g f o r t s e t z e n . 3 0 S o z u f ä l l i g d ie se B e i s p i e l e a u c h s ind , z e i g e n sie d o c h , d a ß 

R ü c k r u f e g e f ä h r l i c h e r P r o d u k t e mi t t l e rwe i l e v o n d e r W i r t s c h a f t in e r h e b l i c h e m 

U m f a n g p r a k t i z i e r t w e r d e n . 

A n d e r e r s e i t s heißt d ie s nicht , d a ß al le U n t e r n e h m e n in j e d e m F a l l r echtze i t i g d ie 

g e b o t e n e R ü c k r u f m a ß n a h m e e r g r e i f e n w e r d e n . Z w a r g ibt es e b e n s o w e n i g w i e ei-

ne R ü c k r u f s t a t i s t i k e ine Z u s a m m e n s t e l l u n g d e r Fä l l e , in d e n e n ein R ü c k r u f hä t te 

19 Abendzeitung v. 14./15.1. 1995,26. 
20 Süddeutsche Zeitung v. 6.9. 1994, 2. 
21 AgV, VPK Nr.6 v. 8.2. 1994, 5. 
22 Anzeige der Fa. Peg Perego, Süddeutsche Zeitung v. 14.3. 1994, 42. 
23 Anzeige der Fa. Quelle, Süddeutsche Zeitung v. 6.6. 1994, 15. 
24 Anzeige der Fa. Gardena, Süddeutsche Zeitung v. 21 7. 1994, 39. 
25 Anzeige der Fa. Moulinex, Abendzeitung v. 16.6. 1994, 19. 
26 Süddeutsche Zeitung v. 26.5. 1995, 12. 
27 Süddeutsche Zeitung v. 22.11. 1995, S.34. 
28 Süddeutsche Zeitung v. 13.2. 1996, S.6. 
29 Süddeutsche Zeitung v. 27.8. 1996, S. 14. 
30 Rettenbeck, S. 13 erwähnt: Teigwaren, Schmerzmittel, Kinderspielzeug, Mikrowellengerä-

te, Wäschetrockner und Bürostühle. Kögler/Krämer, ZRP 1982, 320, 321 listen zusätzlich nicht 
kippsichere Kinderwagen, Kunstfaser-Pyjamas, Plüschtiere, Schnellkochtöpfe. 
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erfolgen müssen, aber nicht vorgenommen wurde,31 doch würde es jeder Lebens-
erfahrung widersprechen anzunehmen, daß die Hersteller, Importeure und Händ-
ler immer, wenn ein Rückruf geboten ist, auch tatsächlich rechtzeitig alle erforder-
lichen Maßnahmen zum Schutz der Abnehmer oder Dritter ergreifen werden.32 

Die Motivation der Unternehmen, eine Rückrufaktion durchzuführen, ist viel-
fältig, jedoch nicht notwendig auf die gleichzeitige und uneingeschränkte Wahr-
nehmung der Verbraucherinteressen ausgerichtet. Insbesondere in Fällen, in de-
nen ein ursprünglicher, d.h. durch zurechenbares Fehlverhalten vor oder bei In-
verkehrbringen verursachter Produktfehler vorliegt, ist eines der Ziele der Rück-
rufaktion sicherlich, die Haftung aufgrund dieses Produktfehlers durch dessen 
Beseitigung zu vermeiden. Eine Rolle spielt sicher auch, daß ein Bekanntwerden 
gravierender Sicherheitsmängel und des Untätigbleibens des Herstellers zu einer 
Schädigung seines guten Rufes und damit seiner Wettbewerbsposition führen 
kann. Es soll auch nicht unberücksichtigt bleiben, daß nicht nur zivil-und straf-
rechtliche Sanktionsdrohungen die Entscheidungsträger im Unternehmen beein-
flussen, sondern auch ein natürliches Verantwortungsgefühl. Insoweit laufen 
wohlverstandene Unternehmens- und Verbraucherinteressen parallel. 

Andererseits stehen bei Unternehmensentscheidungen wirtschaftliche Überle-
gungen im Vordergrund. Es werden deshalb tendenziell die Maßnahmen getrof-
fen, die den Unternehmenszielen am besten dienen; die Befriedigung von Ver-
braucherinteressen ist ein Nebeneffekt. Glaubt man z .B . daß eine Rufbeeinträch-
tigung entweder gar nicht stattfindet oder allenfalls kurzfristig wirken wird, weil 
die Verbraucher das Verhalten des Unternehmens bald vergessen haben werden 
oder weil man mit gezielten Public-Relations-Maßnahmen erfolgreich gegen-
steuern kann, wird man entweder auf die nachträglichen Gefahrabwendungs-
maßnahmen ganz verzichten oder den Aufwand reduzieren und statt eines Repa-
raturangebots z .B . nur eine Warnung durchführen. Kurz, wenn die rechtlichen 
oder wirtschaftlichen Sanktionsdrohungen nur „leere Drohungen" sind33, beste-
hen wenig Anreize, im Interesse der Verbraucher umfassende Gefahrabwen-
dungsmaßnahmen vorzunehmen. 

Schließlich ist zu berücksichtigen, daß es längst nicht immer bewußtes, ge-
winnorientiertes Kalkül sein muß, welches Unternehmensinteressen kalt über 

31 Der ADAC hat allerdings eine Liste von Produktfehlern im Kfz-Bereich aufgestellt, in de-
nen ein seiner Meinung nach gebotener Rückruf unterlassen wurde, und auf dem 21. Deutschen 
Verkehrsgerichtstag 1983 in Goslar der Presse zur Verfügung gestellt. S. auch Wegener, DAR 
1983, 65, 67. 

32 Diesen Eindruck versuchen jedoch j ene Autoren zu erwecken, die behaupten, daß zwischen 
Herstellern und Verbrauchern eine Interessenidentität bestehe, welche einen umfassenden und in 
keiner Hinsicht ergänzungsbedürftigen Schutz der Verbraucher durch die vom Hersteller initi-
ierten Maßnahmen garantiere; s. etwa Hollmann, PHI1986,3 7; u. Hülsen, in: 21. Deutscher Ver-
kehrsgerichtstag 1983, S. 223ff., 227f. 

33 Weil die Ursächlichkeit des Fehlers schwer zu entdecken sein wird oder gar nicht nachge-
wiesen werden kann, weil ein Verschulden nicht zu beweisen sein wird, weil - aus der Sicht des 
Unternehmens - nur tragbare Schäden drohen, weil sich kaum Kläger werden finden lassen, weil 
die Marktposition ein Abwandern von Kunden nicht erwarten läßt etc. 
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berechtigte Sicherheitsinteressen der Verbraucher stellt; in der Regel wird es viel-
mehr um Fahrlässigkeiten, um Fehleinschätzungen der Gefahr und der Dring-
lichkeit von Gegenmaßnahmen gehen.34 

Unter diesen Umständen fragt sich, ob die anfänglich geschilderten und die un-
bekannten unterlassenen Rückrufaktionen der Kulanz der Unternehmen und ih-
rer Furcht vor schwerwiegenden rechtlichen und wirtschaftlichen Sanktionen 
überlassen bleiben können oder ob sie nicht auch rechtlich dazu verpflichtet sind 
und diese Pflichten klageweise durchgesetzt werden können. 

Die Beantwortung dieser Fragen wird den Gegenstand der vorliegenden Arbeit 
ausmachen. Sie wird sich dabei auf die Untersuchung der Problematik nach dem 
Zivilrecht beschränken. Öffentlich-rechtliche Regelungen der „Nachmarktkon-
trolle" einschließlich der Möglichkeit von Rückrufanordnungen 3 5 und strafrecht-
liche Sanktionen wegen der Unterlassung gebotener Rückrufaktivitäten3 6 werden 
zwar berücksichtigt, doch nur soweit sie für die zivilrechtliche Beurteilung Be-
deutung haben. Es wird darum gehen herauszuarbeiten, ob das geltende Vertrags-
recht, das verschuldensabhängige (§§ 823ff. B G B ) wie das verschuldensunabhän-
gige Produkthaftungsrecht ( P H G ) oder das Wettbewerbsrecht ( U W G ) dem Her-
steller, Importeur oder Händler eines Produktes die Pflicht auferlegen, die von 
diesen Produkten ausgehenden Gefahren auch nach dem Inverkehrbringen abzu-
wenden, und ob mit dieser Pflicht, soweit sie bestehen sollte, Ansprüche der Be-
troffenen auf ihre Erfüllung korrespondieren. Dabei wird es insbesondere not-
wendig sein, die Gründe für das Bestehen solcher nachträglichen Pflichten und 
die Kriterien herauszuarbeiten, nach denen die konkreten Handlungs- und U n -
terlassungsgebote für die Pflichtigen, die ihnen zur Abwendung der Gefahr auf-
erlegt werden, abgeleitet werden. 

Diese Probleme sind bisher weder ausreichend literarisch behandelt noch be-
friedigend gelöst. Zwar gibt es mittlerweile eine Reihe von Autoren, die sich in 
Aufsätzen oder als Teil von Gesamtdarstellungen des Produkthaftungsrechts mit 
dem Rückruf gefährlicher Produkte befaßt haben3 7 ; in der monographischen Li-

34 Die organisatorischen Voraussetzungen für eine effektive Produktbeobachtung und 
Durchführung von Rückrufmaßnahmen fehlen, weil „schon nichts passieren" wird. Eine War-
nung wird der Reparatur vorgezogen, weil man davon ausgeht, der Verbraucher werde schon 
vernünftig genug sein, sie zu befolgen. 

35 S. etwa §69 Abs. 1 AMG, §6 Abs. 1 GSG und §9 ProdSG. 
36 S. nur LG München II, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Bd. IV, Nr. IV.28 -

„Metzeler" und BGHSt 37, 106 = NJW 1990, 2560 = BB 1990, 1856 = JuS 1991, 253 m. Anm. 
Hassemer = EWiR §223a StGB 1/90,1017 m. Anm. Marxen = MDR 1990,1025 = JR 1992, 27 = 
NStZ 1990, 588 = StrVert 1990, 446 - „Lederspray". 

37 Zuerst Löwe, DAR 1978, 288; ders., ZVR 1979, 225; Kögler/Krämer, ZRP 1982, 320; Sack, 
DAR 1983, 1; ders., GRUR Int. 1983,565;/. Hager, VersR 1984,799; K. Mayer, DB 1985,319;//. 
Herrmann, BB 1985,1801; Schwenzer, JZ 1987,1059; Pieper, BB 1991,985; Pauli, PHI 1985,134 
und 180; Hollmann, PHI 1986, 37; v. Hülsen, RIW/AWD 1977, 91; ders., in: 21. Deutscher Ver-
kehrsgerichtstag 1983, S.223ff. Aus der Handbuch-Literatur sind hervorzuheben Foerste, in: 
Produkthaftungshandbuch; Kullmann, in: Kullmann/Pfister; Schmidt-Salzer, Produkthaftung. 
BandIII/1: Deliktsrecht. Umfassender unter Berücksichtigung des verwaltungsrechtlichen In-
strumentariums gehen Joerges/Falke/Micklitz/Brüggemeier an das Thema heran. 
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teratur gibt es bisher die Dissertationen von Schulenburg38, von Rettenbeck39 und 
von Seeling40. Die dabei verfolgten Ansätze sind ebenso unterschiedlich wie die 
Ergebnisse. Die Rechtsprechung hat die Problematik bis heute erst für den Be-
reich der Produktbeobachtungs- und die daraus folgenden Warnpflichten präzi-
sieren und im Ansatz lösen können. Viele Fragen sind in den Entscheidungen je-
doch noch nicht angesprochen worden. Dies gilt insbesondere für die eigentli-
chen Rückrufpflichten der Reparatur und des Austauschs und der vorbeugenden 
Durchsetzung dieser Pflichten. Was bisher fehlt, ist eine umfassende Behandlung 
des gesamten Komplexes nachträglicher Gefahrabwendungspflichten des Her-
stellers, Importeurs oder Händlers gefährlicher Produkte von der Produktbeob-
achtung und Organisation bis zu Warnungen und Maßnahmen direkter Beseiti-
gung der Gefahrenquelle. Bisher völlig unbeachtet geblieben in der rechtlichen 
Diskussion sind ferner die Probleme, die sich im Zusammenhang mit der Durch-
führung eines Rückrufs stellen. Dabei geht es um Fragen des Rechtsverhältnisses, 
das durch den Rückruf zwischen dem Rückrufenden und dem Rückrufadressaten 
entsteht und wie Leistungsstörungen in diesem Verhältnis zu behandeln sind. 
Auch auf diese Fragen soll hier eine Antwort versucht werden. 

Viele dieser Probleme praktischer Gestaltung von Rückrufpflichten sind im 
Recht der U S A bereits angesprochen und gelöst worden. Die Behandlung von 
Rückrufpflichten und -ansprüchen in dieser Rechtsordnung soll deshalb zur Illu-
stration und Argumentationshilfe herangezogen werden. Dem steht nicht entge-
gen, daß die USA die „Nachmarktkontrolle" gefährlicher Produkte durch Rück-
rufe und Warnungen hauptsächlich verwaltungsrechtlich, d.h. durch die Ein-
schaltung von Produktsicherheitsbehörden geregelt haben. Das Problem, wann 
Rückrufpflichten und -anspräche ausgelöst werden und wie sie inhaltlich kon-
kretisiert werden, ist im wesentlichen das gleiche.41 Es sollte deshalb hilfreich 
sein, die US-amerikanischen Erfahrungen zu berücksichtigen, wenn dabei auch 
immer beachtet werden muß, daß sie nicht nur unter anderen wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Bedingungen gemacht wurden, sondern auch in einem 
anderen Rechtssystem und einem anderen Rechtsgebiet. 

Ein kurzer Blick gilt ferner den Vorschriften der EU, soweit sie durch die Pro-
dukthaftungsrichtlinie und die allgemeine Produktsicherheitsrichtlinie (zusam-
men mit den sog. vertikalen Produktsicherheitsrichtlinien) das deutsche Recht 
beeinflußt haben. 

38 Schulenburg, Der Rückruf des Warenherstellers im deutsch-amerikanischen Rechtsver-
gleich, Frankfurt/M. 1992. 

39 Rettenbeck, Die Rückrufpflicht in der Produkthaftung, 1994, der jedoch die Warnpflichten 
weitgehend ausklammert und zu teilweise nicht ausreichend differenzierten und deshalb auch 
nicht immer befriedigenden Ergebnissen kommt. 

40 Seeling, Die „Rückrufpflicht" des Warenherstellers, Aachen 1996. 
41 Allerdings werden sich die zivilrechtlichen Pflichten auf die Abwendung hinreichend kon-

kreter Gefährdungen beschränken müssen, während verwaltungsrechtlich auch abstrakte Ge-
fahrsituationen bekämpft werden können. 
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2. Kapitel 

Begriffliche Abgrenzung 

Die rechtliche Diskussion des Rückrufs gefährlicher Produkte leidet unter der 
Unscharfe, mit der dieser Begriff verwendet wird.42 Wie bei vielen schlagwortar-
tig gebrauchten Begriffen wird er von den Teilnehmern an der Diskussion unter-
schiedlich verstanden. Dies wird dadurch verschleiert, daß der Begriff sprachlich 
leicht zugänglich erscheint und eine vermeintlich unproblematische Umschrei-
bung eines vielen geläufigen Sachverhaltes darstellt. Man verbindet damit spontan 
bestimmte Vorstellungen. Würde man eine Umfrage machen, so zeigte sich wahr-
scheinlich als Ergebnis, daß die meisten mit „Rückruf fehlerhafter Produkte" 
nicht nur die Warnung der Konsumenten vor einem gefährlichen Produkt, son-
dern - entsprechend der wohl am weitesten bekannten Praxis in der Automobil-
industrie - auch die kostenlose Reparatur eines nachträglich entdeckten Fehlers 
des Produktes verbinden. Andere jedoch werden darin die Warnung der Verbrau-
cher vor der Verwendung eines Produktes sehen, wiederum andere hingegen des-
sen gänzliches Ausdemverkehrziehen. 

Diese begriffliche Unschärfe findet sich auch in der juristischen Literatur zu 
dem Problemkreis. So erfaßt Hauschka unter dem Begriff „Produktrückruf" 
auch den Fall, in dem lediglich zur Vernichtung oder zum Nichtverzehr von Pro-
dukten aufgrund der von ihnen ausgehenden Gefahr öffentlich aufgerufen, also 
eine Warnung ausgesprochen wird.43 Schwenzer dagegen trennt bereits im Titel 
ihres Aufsatzes zwischen Rückruf- und Warnpflichten.44 Brüggemeier wiederum 
bezeichnet das Ausdemverkehrziehen aller entsprechenden gefährlichen Produk-
te als „Rückruf'-Aktion.4 5 H. Herrmann hingegen sieht in Rückrufen keine indi-
viduellen Maßnahmen, sondern solche, die über Massenmedien erfolgen46, denn 
es gehe um Ansprüche gegen den Hersteller mangelbehafteter Massenwaren, die 
Produkte nach Inverkehrbringen zurückzufordern, wobei ein solcher Rückruf 
ohne ein Recht auf Mangelbeseitigung kein geeignetes Mittel der Gefahrenab-
wehr sei.47 Rettenbeck, der kürzlich die bisher umfassendste Untersuchung der 
Problematik vorgelegt hat, definiert den Rückruf als „die Aufforderung des Her-
stellers an den Besitzer, das auf Grund des Fehlers gefährliche Produkt zwecks 
Schadensverhütung in den Unternehmensbereich zurückzuführen, unter gleich-
zeitigem Angebot einer Leistung", die in einer Uberprüfung, einer Reparatur, ei-

42 Dies beklagt auch Pieper, BB 1991, 985, S. 987. 
43 Hauschka, A G 1988, 29, S.30 Fn.3. 
44 Schwenzer,JZ 1987,1059; so zudiSack, BB 1985,813, S. 817. Auch Schulenburg, Der Rück-

ruf, a.a.O., S.2 grenzt den Rückruf von der Warnung ab. 
45 Brüggemeier, WM 1982, 1294, S.1302. Ähnlich die Gleichsetzung auch bei Löwe, D A R 

1978,288, S.288. 
46 H. Herrmann, BB 1985, 1801, S.1804. 
4 7 Ebd. S. 1801, 1802. 
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nem Austausch oder einer Geldleistung bestehen kann.4 8 Pieper schließlich ver-
steht unter dem Begriff eine zu stufende Skala möglicher Maßnahmen, die von der 
Warnung bis zur Rücknahme reichen.4 9 

Diese Situation ist unbefriedigend. Gerade wenn es um die Begründung von 
rechtlichen Rückrufpflichten und Rückrufansprüchen geht, kann eine mehr oder 
weniger diffuse Begriffsvorstellung gefährlich sein. Erforderlich ist eine klare A b -
grenzung dessen, was unter der Kurzbezeichnung „Rückruf" verstanden werden 
soll. N u r so können Mißverständnisse vermieden, der zugrundeliegende Konflikt 
interessengerecht gelöst und Rechtssicherheit erreicht werden. 

Bereits einige Überlegungen zur Bedeutung des Wortes „Rückruf" zeigen, daß 
sich hinter diesem vordergründig einfachen Begriff ein äußerst komplexer Sach-
verhalt verbirgt, der nach Differenzierung verlangt. Auf der banalsten sprachli-
chen Ebene bedeutet „Rückruf" offensichtlich, daß etwas (in unserem Zusam-
menhang: ein fehlerhaftes Produkt) zurückgerufen wird. Ist aber dieser „Ruf" 
nur ein „Zuruf" , eine Warnung also, oder ist er eine Aufforderung, die Sache zu-
rückzugeben? Wäre eine solche Aufforderung durchsetzbar und welche Konse-
quenzen hätte ihre Nichtbefolgung? Unter welchen Bedingungen muß mögli-
cherweise ein Rückruf erfolgen? Von wem muß der Rückruf ausgehen und wen 
muß er erreichen? Sind im Vorfeld besondere Maßnahmen erforderlich, um die 
Notwendigkeit eines Rückrufs zu erkennen und das Erreichen seiner Adressaten 
sicherzustellen? Reicht ein Rückruf mit dem Angebot der Rücknahme bzw. der 
Aufforderung zur Rückgabe oder ist die Beseitigung des Fehlers erforderlich? 
Wer trägt die Kosten des Rückrufs, der Rückgabe oder der Reparatur? 

Die Verschiedenheit der Fragestellungen deutet bereits an, daß es keine einfa-
che und für alle Fallkonstellationen gleichermaßen gültige rechtliche Lösung der 
Rückrufproblematik geben wird. Es erscheint deshalb sinnvoll, sich einmal den 
Ablauf, die einzelnen Schritte einer bis zur schließlichen Gefahrbeseitigung füh-
renden Rückrufaktion vor Augen zu halten, unabhängig davon, ob jeder dieser 
Schritte rechtlich gefordert oder „nur" von dem wirtschaftlich begründeten Be-
streben des Unternehmens motiviert ist, Schadensersatzrisiken oder zukünftige 
Absatzeinbußen aufgrund von Imageverlusten zu minimieren. 

A m Anfang steht die Entdeckung der Fehlerhaftigkeit des Produktes nach des-
sen Markteinführung, sei es weil der Fehler vorher aus technischen oder wirt-
schaftlichen Gründen nicht entdeckt werden konnte, sei es weil vorher nicht die 
gebührende Sorgfalt bei Maßnahmen der Qualitätskontrolle angewandt worden 
war.50 Diese Entdeckung hat einen janusköpfigen Charakter. In die Zukunft ge-

48 Rettenbeck, S.15. 
49 Pieper, BB 1991, 985, 987. 
50 Selbstverständlich besteht auch die Möglichkeit, daß die Fehlerhaftigkeit bereits vorher be-

kannt war, die Markteinführung aber dennoch vorgenommen wurde. Der Grund dafür kann 
sein, daß das Gefahrenpotential unterschätzt wurde oder daß man glaubte, der Fehler sei mit 
wirtschaftlich zu rechtfertigendem Aufwand nicht vermeidbar, er werde unentdeckt bleiben, 
dem Unternehmen nicht zugerechnet oder seine Entdeckung werde keine gravierenden Absatz-
nachteile oder Schadensersatzforderungen mit sich bringen. Die tatsächliche Entwicklung mag 
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- s. auch negligence 
Verschweigen 
- in der Werbung 382 
- arglistiges 143, 294, 298, 405ff. 
Vertragsangebot 418, 424f. 
Vertragshändler 

(s. Händler) 
Vertrauensschutz 164, 171 ff. 
Vertrieb (des Produkts) 228 
Vertriebsgesellschaft 189 
voluntary recall 18, 35ff., 431, 457 
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Vorsatz 290, 296f., 300 
Vorsprung 390ff., 403, 441 

(s. auch Rechtsbruch) 

Warn-
- anspruch 143, 351, 379,413 
- aktion 324, 374, 395 
Warnpflicht 
- im US-amerikanischen Recht 54f., 60 
- europ. Recht 112,119,122 
- aufgrund Gewährleistungsrecht 143 
- i.R.d. Produzentenhaftung 244,351,604 
Warnung 417 
- im US-amerikanischen Recht 66, 72 
- i.R.d. Produzentenhaftung 201,244,253, 

256, 437 
- Nichtbeachtung 
warranty 47, 52, 60, 66 
Weiterfresserschäden 148, 211, 249, 253 

Werbung 
- irreführende 374, 382 
Wettbewerbs-
- handlung 370,400 
- recht 370, 415, 441 
- vorteil 373, 389 
- vorsprung (s. Vorsprung) 
Widerruf 376 
Willenserklärung 424f. 

Zeitablauf 70 
Zubehör 236, 263 
Zulieferer 186f., 192 
Zumutbarkeit 216, 250, 273, 276 
Zurechnungsgründe 176 
Zusicherung 

von Eigenschaften 52, 143 ff. 
Zuzahlungen 205, 287 
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